
             

Kreisverband Zollernalb
Satzung 

Vom 12. März 1991, 

überarbeitet am 12. Juli 2006,

in der Fassung vom 09. Oktober 2023 

Präambel

1. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN streben eine Gesellschaf an, die ihre Entwicklung an den 

natürlichen Lebensbedingungen sowie am individuellen und sozialen Wesen des Menschen 

orientert. Die Mitglieder der Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sind davon überzeugt, dass es 

zur Durchsetzung ihrer politschen Ziele einer Organisaton bedarf, die sich an Wahlen 

beteiligt und in den Parlamenten vertreten ist. Sie betrachten die parlamentarische Arbeit als

ein Mitel unter anderen. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werden deshalb weiterhin mit all jenen 

außerparlamentarischen Kräfen zusammenarbeiten, die sich für die Herbeiführung 

naturgerechter und menschengemäßer Lebensverhältnisse einsetzen.                                        

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN können sich daher mit Mitgliedern und Mitarbeitenden der 

verschiedenen Strömungen und Organisatonen der ökologischen und neuen sozialen 

Bewegung, der Bürgerinitatven, der Lebens-, Natur- und Umweltschutzverbände, der 

Friedens- und Menschenrechtsbewegungen, der Frauenbewegung und den ungezählten 

alternatven Projekten zu gemeinsamem politschem Handeln verbinden. 

2. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werden die materialistsche Wachstumsideologie westlicher und 

östlicher Prägung ablösen müssen, wenn die Menschheit noch eine lebenswerte Zukunf 

haben soll. Aus dem Wissen um die Endlichkeit unseres Planeten und im Bewusstsein um die 

Zusammenhänge seiner Lebensgesetze muss an die Stelle der gewissenlosen Ausplünderung 

der Natur ihre verantwortungsbewusste Erhaltung und Pfege treten.

3. Die Arbeit von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vollzieht sich im Rahmen des Grundgesetzes der 

Bundesrepublik Deutschland. Insofern diese grundgesetzliche Ordnung oder Bestmmungen 

der Landesverfassung keine hinreichende Voraussetzung für den Schutz des Lebens als 

Ganzes bietet, werden sich BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für die Weiterentwicklung der 

verfassungsrechtlichen Grundlagen einsetzen. 

4. Die verbindlichen Grundwerte, an denen sich alle Programme und Wahlplatormen von 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN orienteren, sind die Prinzipien: „ökologisch“, „gewaltrei“, 

„basisdemokratsch“ und „sozial“. Daraus folgt: Der Lebensschutz, um der Zerstörung der 

Natur und des Lebens entgegenzuwirken; die Dezentralität, um dem Menschen 
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Selbstbestmmung zu ermöglichen; basisdemokratsche Strukturen und 

Entscheidungsprozesse und die Rechtsgleichheit in allen gesellschaflichen Bereichen. 

5. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verfolgen ihre Ziele ausschließlich mit friedlichen Miteln. Gewalt, 

auch strukturelle Gewalt, lehnen sie ebenso entschieden ab, wie alle Arten von 

Diskriminierung. Wo bestehendes "Recht" zu Unrecht wird, sehen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

eine Pficht zum Widerstand, dem gewaltrei Ausdruck zu verleihen niemand gehindert 

werden darf. 

6. Mit ihrer Beteiligung an der öfentlichen Urteils- und Willensbildung über alle 

gesellschaflichen Fragen wollen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auch einen Beitrag zur 

Humanisierung des politschen Lebens leisten. Gerade Andersdenkenden soll mit aktver 

Toleranz – also ohne Aggressionen und Difamierungen, sondern mit dem Interesse, ihre 

Ansichten und Anliegen kennen- und verstehen zu lernen – begegnet werden.

7. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sind keiner Ideologie, sondern der Achtung gegenüber allem 

Leben und den Menschenrechten verpfichtet. Das Leben zu schützen und die 

Menschenrechte zu verwirklichen ist Ziel und Aufgabe aller bündnis-grünen Politk.

§1 Name, Sitz und Organisaton

1. Der Kreisverband Zollernalb ist Gebietsverband von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Baden-Würt-
temberg. Er führt den Namen "BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Kreisverband Zollernalb“ und führt
die Kurzbezeichnung „GRÜNE Zollernalb“. Er hat seinen Sitz in Balingen. Sein Tätgkeitsgebiet
erstreckt sich auf den Zollernalbkreis. Die genaue Aufeilung der Kreisverbände in Ba-
den-Würtemberg ergibt sich aus der Satzung des Landesverbands Baden-Würtemberg.

2. Die Bestmmungen der Satzungen des Bundesverbands und des Landesverbands Baden-
Würtemberg, die untergeordnete Gebietsverbände betrefen, fnden im Kreisverband
Zollernalb Anwendung, soweit sie in dieser Satzung nicht zulässigerweise anders geregelt
sind. Dazu zählen insbesondere auch die Frauen- und Vielfaltsstatute des Bundes- und
Landesverbands, die Beitrags- und Finanzordnung des Landesverbands sowie die
Landesschiedsordnung.

§ 2 Ziele und Aufgaben

1. Der Kreisverband setzt sich zum Ziel, auf der Grundlage des jeweiligen Programms von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Landesverband Baden-Würtemberg, außerparlamentarische und
parlamentarische Arbeit zu leisten und wirkt so an der politschen Willensbildung der Bevöl-
kerung mit.

2. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben ihre grundsätzlichen Ziele, Werte und politschen Leitsätze
in ihrem Grundsatzprogramm niedergelegt. Der Kreisverband Zollernalb ist diesem Grund-
satzprogramm verpfichtet. Für das eigene Tätgkeitsgebiet können gesonderte Programme
erarbeitet und beschlossen werden.

3. Die gleichberechtgte Teilhabe von Frauen in der Politk ist ein politsches Ziel von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Die Mindestquoterung von Ämtern und Mandaten ist eines der Mitel, um
dieses Ziel zu erreichen. Wir setzen uns seit unserer Gründung für gleichberechtgte Teilhabe
aller Menschen ein. Entsprechend des Vielfaltsstatuts des Landesverbandes ist die Repräsen-
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taton von gesellschaflich diskriminierten oder benachteiligten Gruppen mindestens gemäß
ihrem gesellschaflichen Anteil innerhalb der Partei unser Ziel. 

4. Der Kreisverband Zollernalb übernimmt die politschen und organisatorischen Aufgaben der
Partei in seinem Tätgkeitsgebiet.

§ 3 Mitgliedschaf

1. Mitglied von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kann jede Person werden, die die Grundwerte, Sat -
zung und Programme von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN anerkennt und keiner anderen Partei im
Gültgkeitsbereich des Grundgesetzes angehört.

2. Mitglied im Kreisverband Zollernalb kann sein, wer einen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthaltsort im Tätgkeitsgebiet des Kreisverbands hat. Wechselt ein Mitglied den Wohnort
oder gewöhnlichen Aufenthaltsort, geht die Mitgliedschaf auf den neuen Gebietsverband
über. Auf begründeten Antrag, nach Entscheidung des Kreisvorstands, können auch Perso-
nen, die keinen Wohnsitz im Tätgkeitsgebiet haben, Mitglied im Kreisverband sein. 

3. Die Mitgliedschaf wird in Textorm bei einer Parteigliederung beantragt. Über den Antrag
entscheidet der Kreisvorstand. Dieser teilt der aufnahmeersuchenden Person die Annahme
oder die Zurückweisung des Antrags innerhalb von 30 Tagen schriflich mit. Im Fall der Zu-
rückweisung oder wenn der Antrag nicht innerhalb von 30 Tagen beantwortet wurde, kann
Einspruch bei der Kreismitgliederversammlung eingelegt werden, die mit einfacher Mehrheit
über die Aufnahme entscheidet. Die Mitgliedschaf beginnt grundsätzlich mit der Zustm-
mung des Vorstands.

4. Jedes Mitglied hat das Recht, sich an der politschen Willensbildung und Arbeit im Kreisver-
band zu beteiligen, an Wahlen und Abstmmungen im Rahmen der Satzung teilzunehmen, die
Einrichtungen des Kreisverbands in Anspruch zu nehmen, sowie über die Arbeit der Kreisver-
bandsorgane informiert zu werden. 

5. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge und die Zahlungsmodalitäten werden durch die Finanz- und
Beitragsordnung geregelt. Die Kreismitgliederversammlung beschließt und ändert die Finanz-
und Beitragsordnung mit einfacher Mehrheit.

6. Die Mitgliedsbeiträge sind pünktlich zu entrichten. Eine Änderung der Anschrif, Telefonnum-
mer und der Emailadresse ist dem Vorstand oder der Kreisgeschäfsführung unverzüglich
mitzuteilen. 

7. Unvereinbar mit der Mitgliedschaf ist die gleichzeitge Mitgliedschaf in einer anderen Partei
im Geltungsbereich des Grundgesetzes. Gleichzeitge Mitgliedschaf in einer europäischen
Schwesterpartei von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist möglich. 

§ 4 Ende der Mitgliedschaf

1. Die Mitgliedschaf endet durch Austrit, Streichung, Ausschluss oder Tod.
2. Der Austrit kann jederzeit gegenüber dem Kreisvorstand in Textorm erklärt werden. Er ist

sofort wirksam. 
3. Die Streichung der Mitgliedschaf kann durch den Kreisvorstand erfolgen, wenn das Mitglied

nach mindestens viermonatgem Beitragsrückstand trotz zweifacher schriflicher Mahnung
mit Fristsetzung und Hinweis auf die mögliche Streichung den fälligen Betrag nicht zahlt. Ge-
gen die Streichung ist die Anrufung der zuständigen Schiedskommission möglich, die endgül-
tg entscheidet.

4. Ein Ausschluss kann nur in schwerwiegenden Fällen nach §15 (2) Landessatzung auf Antrag
des Vorstands oder der Mitgliederversammlung eines Gebietsverbands, dem das Mitglied an-
gehört, durch das zuständige Schiedsgericht erfolgen.
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§ 5 Ortsverbände

1. Im Tätgkeitsgebiet des Kreisverbandes Zollernalb können Ortsverbände gegründet werden,
die eine oder mehrere Gemeinden als ihr Tätgkeitsgebiet haben, in dem in der Regel min -
destens sieben Mitglieder ansässig sind. Über die räumliche Zuordnung der Ortsverbände
entscheidet die Kreismitgliederversammlung.

2. Die Kreismitgliederversammlung beschließt auf Antrag über die Gründung eines Ortsver-
bands. Nach diesem Beschluss hat der Kreisvorstand innerhalb von 2 Monaten die im vorge-
sehenen Tätgkeitsgebiet des Ortsverbands ansässigen  Mitglieder zu einer Gründungsver-
sammlung einzuladen.

3. Notwendige Organe der Ortsverbände sind die Ortsmitgliederversammlung und der Ortsvor-
stand. Die Ortsmitgliederversammlung trit mindestens einmal im Jahr zusammen. Der Vor-
stand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. 

4. Die Ortsverbände können sich eigene Satzungen geben. Diese dürfen dieser Satzung und den
Satzungen der übergeordneten Gebietsverbände nicht widersprechen. 

5. Die Ortsverbände führen in der Regel keine eigenen Kassen. Werden Teile der Geschäfe der
Kreiskasse an Ortskassen übertragen, führt der/die Kreisschatzmeister*in die Aufsicht. Die
Ortskasse ist gegenüber dem/der Kreisschatzmeister*in abrechnungspfichtg. Die
Finanzbeziehungen zwischen Kreis- und Ortsverband regelt die Finanz- und Beitragsordnung
des Kreisverbandes. 

6. Jedes im Tätgkeitsgebiet eines Ortsverbandes ansässige Mitglied wird dem Ortsverband als
Mitglied zugeordnet. 

7. Kommt ein Ortsverband seinen Aufgaben nicht mehr nach, insbesondere der regelmäßigen
Durchführung der Ortsmitgliederversammlung und der turnusgemäßen Wahl eines Ortsvor-
stands oder sinkt die Mitgliederzahl unter sieben, kann er durch Beschluss der Kreismitglie -
derversammlung aufgelöst werden; etwaiges Vermögen des Ortsverbands fällt dem Kreisver-
band zu.

§ 6 Organe

Die Organe des Kreisverbandes sind die Kreismitgliederversammlung und der Kreisvorstand.

§ 7 Die Kreismitgliederversammlung

1. Die Kreismitgliederversammlung besteht aus den Mitgliedern des Kreisverbands. Jedes Mit-
glied des Kreisverbands hat dabei Anwesenheits-, Rede-, Antrags- und Stmmrecht. 

2. Die Kreismitgliederversammlung ist oberstes Organ des Kreisverbands. Sie bestmmt die
Grundzüge der Politk des Kreisverbands, kontrolliert die Arbeit des Kreisvorstands und kann
per Beschluss über alle in die Zuständigkeit des Kreisverbands fallenden Angelegenheiten
entscheiden, für die nach Satzung oder Gesetz keine anderen Organe bestmmt sind. Insbe-
sondere ist die Kreismitgliederversammlung zuständig für:

a. die Wahl des Kreisvorstands und der Rechnungsprüfer*innen,
b. die Wahl der Delegierten zur Bundesversammlung (BDK), Landesdelegiertenkonfe-

renz (LDK), zur LAG Frauenpolitk des Landesverbands und der Delegierten zum Lan-
desfnanzrat.

c. die Entgegennahme des Rechenschafsberichts des Vorstands und der Rechnungs-
prüfer*innen und die Entlastung des Vorstands,

d. die Verabschiedung des Haushaltsplans,
e. Änderungen der Satzung,
f. die Verabschiedung und Änderung der Finanz- und Beitragsordnung,
g. Beschlüsse über politsche Programme für das Tätgkeitsgebiets des Kreisverbandes,
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h. Anträge an die Bundesversammlung (BDK) oder Landesdelegiertenkonferenz (LDK),
i. Änderungen im Zuschnit der Gliederungen innerhalb des Tätgkeitsgebiets des Kreis-

verbands.
3. Im Rahmen der Kreismitgliederversammlung werden die Delegierten zur Landeswahl-

versammlung (LWV) von den auf Grundlage der Wahlgesetze Stmmberechtgten gewählt.
4. Die Kreismitgliederversammlung wird vom Kreisvorstand mindestens zweimal im Jahr einbe-

rufen. Sie ist außerdem innerhalb von 30 Tagen durchzuführen, wenn dies von zwei Ortsver-
bänden oder 5 Prozent der Mitglieder schriflich beantragt wird.

5. Die Kreismitgliederversammlung kann auf Beschluss des Kreisvorstands auch digital durchge-
führt werden. Es muss gewährleistet sein, dass die Mitglieder ihre Rechte im Wege der elek-
tronischen Kommunikaton ausüben können.

6. Die Einladung ist spätestens 14 Tage vor der Versammlung in Textorm unter Angabe einer
vorläufgen Tagesordnung zu versenden. Die Einladung gilt als zugegangen, wenn die E-Mail-
Adresse oder Anschrif verwendet wurde, welche das Mitglied der Partei bekannt gegeben
hat.

7. In dringenden Ausnahmefällen kann die Ladungsfrist verkürzt werden. Über die Dringlichkeit
entscheidet die Kreismitgliederversammlung abschließend. 

8. Die Kreismitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen wurde.
9. Die Kreismitgliederversammlung wird, wenn sie nichts anderes beschließt, von einem vom

Kreisvorstand bestmmten Mitglied geleitet. Die Kreismitgliederversammlung kann durch Be-
schluss den Ablauf der Versammlung und alle dabei aufretenden Verfahrensfragen regeln.

§ 8 Durchführung von Wahlen und Abstmmungen im Kreisverband

1. Anträge auf Beschlüsse an die Kreismitgliederversammlung können vom Kreisvorstand, Orts-
mitgliederversammlungen, von jedem Mitglied einzeln oder von mehreren Mitgliedern zu-
sammen gestellt werden.

2. Mitgliederversammlungen fassen ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
gültgen Stmmen. Davon abweichend bedürfen Änderungen der Satzung einer 2/3-Mehrheit
der abgegebenen gültgen Stmmen und einer Ankündigung in der Tagesordnung.

3. Wahlen und Abstmmungen können im Rahmen der Gesetze in digitaler Form durchgeführt
werden. Es muss gewährleistet sein, dass die Mitglieder ihre Rechte im Wege der elektroni-
schen Kommunikaton ausüben können.

4. Abstmmungen erfolgen grundsätzlich ofen, solange kein Widerspruch dagegen erhoben
wird. 

5. Die Nominierung von Kandidat*innen für öfentliche Wahlen, Vorstandswahlen und die Wah-
len von Delegierten und Ersatzdelegierten zu Organen übergeordneter Gebietsverbände er-
folgen in geheimer Wahl. Bei den übrigen Wahlen kann ofen abgestmmt werden, wenn auf
Befragen kein Mitglied Widerspruch erhebt.

6. Die Regelungen des Frauenstatuts des Bundesverbands zur Mindestquoterung, sind für die
Versammlungen des Kreisverbands verbindlich.

7. Bei Wahlen ist gewählt, wer im 1. Wahlgang mehr als die Hälfe der abgegebenen Stmmen
erhält. Bei erforderlichen weiteren Wahlgängen ist gewählt, wer die meisten Stmmen erhält,
mindestens aber von 25 Prozent der Abstmmenden gewählt wurde. Bei Stmmengleichheit
von Personen, die das Quorum erfüllt haben, wird eine Stchwahl durchgeführt. Ist auch die-
se ohne Ergebnis, entscheidet das Los. Wahlen in gleiche Ämter können unter Beachtung des
Frauenstatuts in einem Wahlgang erledigt werden, wobei es möglich sein muss, für oder ge-
gen jede einzelne sich bewerbende Person zu stmmen.

8. In Organe und als Delegierte in Organe übergeordneter Gebietsverbände können nur Mitglie-
der des Kreisverbands gewählt werden.

9. Die in der Mitgliederversammlung gefassten Beschlüsse und der wesentliche Versammlungs-
ablauf sind durch eine vom Vorstand oder von der Kreismitgliederversammlung bestmmte
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Person zu protokollieren. Protokolle der Kreismitgliederversammlungen werden nach höchs-
tens 14 Tagen den Mitgliedern des Kreisverbands digital zugänglich gemacht.

§ 9 Der Kreisvorstand

1. Der Vorstand des Kreisverbandes besteht aus sechs Mitgliedern und dem/der Kreisschatz-
meister*in. Der Kreisvorstand insgesamt ist nach Frauen- und Vielfaltsstatut mindestquotert
zu besetzen. Die Vorstandsmitglieder benennen aus ihrer Mite eine*n Sprecher*in. Die Vor-
standsmitglieder sind einzeln nach außen vertretungsberechtgt. Die Vorsitzenden der Orts-
verbände oder eine Vertretung sind ein beratender Teil des Kreisvorstandes und können re-
gelmäßig an dessen Sitzungen teilnehmen. Bei Auforderung erteilt der Vorstand Mitgliedern
gegenüber Auskunf über Ort und Zeit der Vorstandssitzungen. Zur Unterstützung des Vor -
stands werden Arbeitskreise gebildet. Diese entsenden beratend je ein Mitglied zu den Kreis -
vorstandssitzungen.

2. Der Kreisvorstand führt die laufenden Geschäfe des Kreisverbandes auf Grundlage der Ge-
setze und Verordnungen, der Satzungen und Ordnungen und der Beschlüsse der Kreismitglie-
derversammlung. Der Kreisvorstand nimmt die politsche Außenvertretung des Kreisverban-
des auf Grundlage des Grundsatzprogramms, der sonstgen Programme und der Beschlüsse
der Kreismitgliederversammlung wahr. 
Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere: 

a. die Einberufung der Kreismitgliederversammlung 
b. die Entscheidung über die Aufnahme von Mitgliedern
c. die Aufstellung des Haushalts
d. die Erstellung eines jährlichen Rechenschafsberichts
e. Personalentscheidungen im Rahmen des Haushalts

3. Die Kreisvorstandsmitglieder vertreten den Kreisvorstand nach §26 BGB gemeinsam nach au-
ßen. Das Vertretungsrecht des Kreisvorstands ist im Außenverhältnis unbeschränkt. Im In-
nenverhältnis darf der Kreisvorstand Ausgaben, für Einzelposten, bis zu einem Betrag von
2000€ ohne Beschluss der Kreismitgliederversammlung beschließen und entsprechende Ver-
träge abschließen.

4. Der/Die Kreisschatzmeister*in verwaltet das Geldvermögen des Kreisverbands, führt nach
den Vorgaben des Parteiengesetzes, der Finanzordnung der Landespartei und den Grundsät-
zen der ordnungsgemäßen Buchführung Buch und bereitet den jährlichen Rechenschafsbe-
richt vor. Falls der/die Kreisschatzmeister*in vorzeitg aus dem Amt ausscheiden sollte,
nimmt bis zu einer Nach- oder Neuwahl der Vorstand seine Aufgaben wahr.

5. Die Kreisvorstandsmitglieder werden von der Kreismitgliederversammlung für eine Dauer
von zwei Jahren direkt in ihre Ämter gewählt. Wenn ein Vorstandsmitglied während der lau-
fenden Amtsperiode ausscheidet, ist eine Nachwahl für die restliche Dauer der Amtszeit in
der nächsten Kreismitgliederversammlung durchzuführen.

6. Die Abwahl eines oder aller Vorstandsmitglieder während der laufenden Amtszeit ist mit ein-
facher Mehrheit möglich. Der Antrag auf Abwahl bedarf der Ankündigung in der Tagesord-
nung der Kreismitgliederversammlung. Bei der Neuwahl des Vorstands können die bisherigen
Vorstandsmitglieder erneut kandidieren. Nach der Neuwahl ist die Ämterübergabe unverzüg-
lich zu vollziehen.

7. Der Kreisvorstand entscheidet in seinen Sitzungen mit der Mehrheit der abgegebenen Stm-
men. Sitzungen können auch digital statinden. Wenn erforderlich, können Beschlüsse auch
im digitalen Umlaufverfahren mit der Mehrheit der Mitglieder des Kreisvorstandes getrofen
werden.

8. Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu protokollieren und den Kreisverbandsmitgliedern in -
nerhalb von 14 Tagen digital zugänglich zu machen. 

6



§ 10 Delegierte

1. Die Delegierten und Ersatzdelegierten zur Bundesversammlung (BDK) werden mindestens
einmal im Jahr entsprechend des gültgen Delegiertenschlüssels geheim von der  Kreismit-
gliederversammlung gewählt. Sie sollen in der Regel zu jeder Versammlung neu gewählt wer-
den. Für eine Bundesversammlung (BDK), auf der eine Liste für die Europawahl aufgestellt
wird, müssen die Delegierten ausdrücklich neu unter Beachtung der besonderen gesetzlichen
Vorgaben gewählt werden.

2. Die Delegierten und Ersatzdelegierten zur Landesdelegiertenkonferenz (LDK) werden mindes-
tens einmal im Jahr entsprechend des gültgen Delegiertenschlüssels geheim von der Kreis -
mitgliederversammlung gewählt. Sie sollen in der Regel zu jeder Versammlung neu gewählt
werden. 

3. Die Delegierten und Ersatzdelegierten zur Landeswahlversammlung werden im Rahmen der
Kreismitgliederversammlung von den nach den gesetzlichen Bestmmungen stmmberechtg-
ten Mitgliedern der Partei in geheimer Wahl ausdrücklich für die jeweilige Versammlung ge-
wählt. Dabei können nur Delegierte gewählt werden, die nach den gesetzlichen Bestmmun-
gen die besonderen Voraussetzungen für die jeweilige Parlamentswahl erfüllen.

4. Bei den Ersatzdelegierten nach Nr. 1-3 ist eine Reihenfolge nach Stmmergebnis festzulegen.
Frauenplätze können nur von weiblichen Ersatzdelegierten besetzt werden.

5. Die Kreismitgliederversammlung wählt den oder die Kreisschatzmeister*in oder ein anderes
Mitglied des Kreisvorstands in geheimer Wahl für die Dauer von zwei Jahren als Delegierte*n
und ein*e Ersatzdelegiert*e in den Landesfnanzrat.

6. Die Kreismitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren eine Delegierte und
eine Ersatzdelegierte zur Landesarbeitsgemeinschaf FrauenPolitk des Landesverbands. Ge-
wählt werden können nur Frauen, die Mitglied der Partei sind.

7. Die Delegierten sollen den Organen des Kreisverbands regelmäßig berichten.

§ 11 Rechnungsprüfer*innen

1. Die Rechnungsprüfer*innen prüfen den von dem/der Kreisschatzmeister*in erstellten Re-
chenschafsbericht vor der Vorlage an die Kreismitgliederversammlung. Sie haben jederzeit
das Recht zur Einsichtnahme in die Buchführung des Kreisverbandes.

2. Es sind zwei Rechnungsprüfer*innen auf die Dauer von zwei Jahren zu wählen. Diese dürfen
nicht Vorstandsmitglieder oder Beschäfigte der zu prüfenden Gliederung sein. Eine vorzeit-
ge Abwahl ist mit einfacher Mehrheit durch die Kreismitgliederversammlung möglich. Der
Antrag auf Abwahl bedarf der Ankündigung in der Tagesordnung.

§ 12 Öfentliche Wahlen

1. Der Kreisverband und die Ortsverbände sind berechtgt, zu Kommunalwahlen nach Anhörung
des Landesvorstands Wahlbündnisse einzugehen. Wahlbündnisse bedürfen der Zustmmung
einer Mitgliederversammlung des jeweiligen Gebietsverbandes.

2. Die Bewerber*innen zu öfentlichen Wahlen werden durch die jeweilige Wahlkreisversamm-
lung in geheimer Wahl nach den Bestmmungen des betrefenden Wahlgesetzes und der zu-
gehörigen Verordnungen gewählt. 
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§ 13 Streitgkeiten und Ordnungsmaßnahmen

1. Über Streitgkeiten innerhalb des Kreisverbands, insbesondere Streitgkeiten über Auslegung
und Anwendung der Kreissatzung, sowie die Anfechtung von Wahlen und Entscheidungen
der Organe des Kreisverbands und der Ortsverbände entscheidet das entsprechend der Lan-
desschiedsordnung zuständige Schiedsgericht.

2. Gegen ein Mitglied, das gegen die Satzung oder die Grundwerte der Partei verstößt oder in
anderer Weise das Ansehen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in einem Maß beeinträchtgt, das
einen Ausschluss noch nicht rechtertgt, kann auf Beschluss der Kreismitgliederversamm-
lung, des Kreisvorstands, der Ortsmitgliederversammlung oder des Ortsvorstands, dem das
Mitglied angehört, eine Parteiordnungsmaßnahme nach § 15 Abs. 1 der Landessatzung beim
zuständigen Schiedsgericht beantragt werden.

3. Ein Mitglied, das vorsätzlich gegen die Satzung oder erheblich gegen die Grundsätze oder
Ordnung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verstößt und der Partei damit schweren Schaden zu-
fügt, kann auf Antrag der Kreismitgliederversammlung, des Kreisvorstands, der Ortsmitglie-
derversammlung oder des Ortsvorstands, dem das Mitglied angehört, durch das zuständige
Schiedsgericht ausgeschlossen werden.

4. Die Enthebung aus Funktonen des Kreisverbands bzw. der im Kreisverband organisierten
Ortsverbände ist angezeigt, wenn diese zur Schädigung der Partei, zu persönlichem Vorteil
oder zu Verhandlungen oder Stellungnahmen, für die andere Organe zuständig sind, miss-
braucht worden sind.

§ 14 Kostenerstatungen

1. Der Kreisverband erstatet den Mitgliedern jene Kosten, die ihnen bei ihrer Tätgkeit für die
Partei im Aufrag des Vorstands oder der Kreismitgliederversammlung entstehen. Es gilt die
Erstatungsordnung des Landesverbands in der jeweils gültgen Fassung.

2. Anträge auf Kostenerstatung müssen innerhalb von 3 Monaten nach ihrer Entstehung und
jedenfalls bis zum 31. Januar des Folgejahrs (es gilt die jeweils kürzere Frist) in Schrifform
mit Beifügung der Originalbelege bei der/dem Kreisschatzmeister*in eingereicht werden
(Ausschlussfrist).

§ 15 Aufösung oder Verschmelzung

Über eine eventuelle Aufösung oder Verschmelzung des Kreisverbands entscheidet die
Kreismitgliederversammlung mit 2/3-Mehrheit. Über die Verwendung des Vermögens des
Kreisverbands hat die Kreismitgliederversammlung gleichzeitg mit einfacher Mehrheit Beschluss zu
fassen. Der Beschluss der Aufösung oder Verschmelzung des Kreisverbands bedarf zu seiner
Wirksamkeit der Bestätgung durch eine Urabstmmung der Mitglieder des Kreisverbands mit 2/3-
Mehrheit der abgegebenen Stmmen. Zur Bestätgung werden alle Mitglieder binnen 30 Tagen nach
Fassung des Aufösungsbeschlusses in Schrifform aufgefordert. Für den Eingang der Bestätgungen
beim Kreisverband ist eine Frist von mindestens 14 Tage zu setzen.

§ 16 Inkraftreten 

Diese Satzung trit durch Beschluss der Kreismitgliederversammlung am 09. Oktober 2023 in Kraf. 
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